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Die Informationen von heute; 

Aus der Union 

Am 1o«April findet in Essen eine Konferenz der Freunde der Verschmelzung 
des Zentrums mit dor CDU statt, zu der Minister a.D. Dr-Spieoker und 
Abgo Richard Muckermann eingeladen haben« Ausserdem spricht der Kultus- 
minister von Rheinland-Pfalz, DreSÜsterhenn, über die kulturpolitische 
Lage«, wobei er sich vor allem mit den Angriffen der Zentrumspolitiker 
3>r«Stricker und Frau Helene Wessel auf die Haltung der CDU/CSU bei den 
Bonner Verfassungsfragen befaesen wird'o Die CDU erwartet von dieser 
Konferenz eine Vertiefung und Ausbreitung des Gedankens der Verständi- 
gung-, der Zusammenarbeit und des Zusammenschlusses des christlichen 
VolksteilöSo 

gog^S^olitik 

"Wenn die Zwangsbewirtschaftung für totes Material aufgehoben werden 
konnte-; dann muss erst recht die der menschlichen Arbeitskraft besei- 
tigt werden", erklärte Direktor Storch von der Verwaltung für Arbeit 
in DüsseldorfD Direktor Storch kündigte die Verabschiedung eines Kündi- 
gungsschutzgesetzes sowie die Aufhebung der Arbeitszwangsverpflichtung 
und des Verbots des Arbeitsplatzwechsels an, 

Innenp 0}it ik 

Auf dem Landesparteitag der Berliner CDU verlangte Jakob Kaiser die 
rasche Errichtung eines deutschen Kernstaates, der durch den Einschluss 
Berlins seinen gesamtdeutschen Charakter erhält« Dr. Walther Schreiber 
wurde als 1«Vorsitzender des Landesverbandes wiedergewählt0/ 

&ewe rks c liaf t en 

In Hamburg gründeten christlich-nationale Angestellte mit Genehmigung 
der britischen Militärregierung den  Deutschen Angestelltenbund als 
Dachorganisation für sechs selbständige Berufsverbände« Dem neuen Bund 
gehört auch der Berufsverband der Kaufmannsgehilfen, der DHV? an- 

Ostzcne 
GW^Sw /v^rj^jjt (L/w**4hc.hA . 3JSji^ä.s-e^ w^^K^^ 

Alfred Borchert, Mioglied des Landesvorstandes der CDU in Mecklenburg 
und Oberregierungsrat im mecklenburgischen Landwirtschaftsministerium, 
traf mit seiner Familie im Berliner WestSektor eine Er war v/ied erholt 
von  der SED  bei der Militärregierung denunziert worden und entzog sich 
der drohenden Verhaftung durch die Flucht« 
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DIM) 

Aus den Parteien 

Dr« Strickers Geheimbef ehl 

Pie Zentrumspartei versucht mit allen Mitteln» zu retten> was noch 
zu retten isto Ihre Sendboten reisen durch das Land, halten Reden 
und fassen Entschliessungenj am laufenden Band werden Verstands- 
tagungen und Lelegiertenkonferenzen einberufen. Hauptthema aller 
Diskussionen ist das Elternrecht, das von den Zentrumspolitikern 
Dr*Siricker und Helene Wessel in allen Variationen abgewandelt wird, 
immer mit dem Unterton der Hetze gegen die CDU* Was damit bezweckt 
wird, verrät Dr»Stricker in einem Geheimschreiben an die Parteifunk- 
tionäre s "Y/ir müssen die Konjunktur ausnutzen"«, Das Elternrecht; über 
das es natürlich im christlichen Lager keinen Zweifel geben kann, wird 
zuji Schlagwort der Parteiagitation vom Führer der demokratischen 
Zentrumspartei gemachte Wo aber einmal - siehe Fall Gethniann ~ jemand 
wagt7 seine politische Meinung über die Verständigung frei? also demo- 
kratisch.; wenn wir das Wort richtig verstehen? zu äussern, da ertönt 
die Glocke des Funktionärss :iDarüber dürfen Sie nicht sprechen, das 
hat Dr»Stricker verboten?" 

Kulturp oli tik 

Christliches Abendland "nicht opportun' 

Dem Vorwurf9   das Zentrum zersplittere die christliche Einheitsfront, 
begegnete die Zentrumsabgeordnete Helene Wessel in einer Rede in 
Düsseldorf, indem sie sagtes "Eine solche christliche Einheitsfront 
ist im christlichen Abendland mit Rücksicht auf die heutigen Verhält- 
nisse nicht wünschenswert"= Welche Verhältnisse meint Helene Wessel? 
Denkt sie etwa an ihre Koalitionsbedürfnisse, die nach der Seite der 
SPD hingehen und die ihr wichtiger sind als das Interesse am Zusammen- 
gehen weltanschaulich Gleichgesinnter? 

Eine unangebrachte Drohung - 

Zu den Erklärungen des 'badischen Gewerkschaftsbundes*   entweder werde 
die Lohn - Preispolitik  stabil,   oder  aber,   der bisherige Vorstand der 
Gowerksciiafton müsste  einem    radikaleren    Platz machen,   sagte 
Wirtiiohaftsminister Draals   (CDU)   in  einer vielbeachteten   u.de  vor dem 
badischen Landeswirtsciiaftsrat9  dass  eine Umbildung des Vorstandes des 
Gewerkschafbsbundes die  Spaltung der Gewerkschaftsbewegung bedeuten 
würde,.  Unser Land  könne  es  sich nicht  leisten}   einen Machtfaktor wie 
die  Gewerkschaften einer radikalen Minderheit in die Kunde  zu spielen, 
Dr»Lais erkl*nte  vv:iter?  dass die Besserung der Lebensverhältnisse von 
!•„£ £*;•* rjo3ite her  ei.f eigen müsse«  Es würden daher  künftig Preisabixisr 
unter Strafe  gestellt werden0  Der Minister fuhr wörtlich forts   "Wer 
nach freier Wirtschaft ruft-   muss  auch die nötigen Konsequenzen ziehen- 
auch wenn dabei überflüssige  Geschäfte  zugrunde  gehen«  Wenn  z0Ba   der 
Einzelhandel glaubt.,   an verknöcherten Positionen festhalten zu müssen, 
dann wird  die  Zulassung von Kaufhäusern,   Einheitspreisgeschäften und 
ähnlichen Grossverteilimgeunternebmon dafür  sorgen,   dass  das freie 
Spiel der Kräfte nicht nur vorgetäuscht,   sondern  auch wirklich, ge- 
spielt wird"e 
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JUWü UFXÖF 
' ""       "   JU Baden für Mehrheitswahlrecht 

Dor Landesrat der JU Baden, der am 26,Merz "zu part ei-inte men und ak- 
tuellen politischen Fragen Stellung nahm, forderte einstimmig die Ein- 
führung dos Mehrheitswahlrt;chtes für die kommenden. Wahlen zum west- 
deutschen Volkstag. In einem Antrag an die Parteileitung und die CDU- 
Landtag sfrakt ion heißt es: "Die Junge Generation erblickt im Mehrheits- 
wahlsystem eine der entscheidenden Möglichkeiten, eine starke und im 
Volke" verhaftete Demokratie in. Deutschland aufzubauen". Der Landesrat 
billigte den von den badischen Jugendverbänden ausgearbeiteten Entwurf 
eines"Jugondarbeitor-Schutzgesetzest er lehnt jedoch das Streikrecht 
für Lehrlinge ab und schlug'folgende Passung des Gesetzes von "Bei 
einem Streik dürfen Jugendliche von keiner der am Streik beteiligten 
Parteien zu einem Verhalten im Interesse einer Partei gezwungen werden, 
Jugendliche in einem Lehrverhältnis dürfen nicht streiken." 

Dos weiteren forderte der Landesrat die schnelle Ausarbeitung und In- 
kraftsetzung eines Fluchtlingsgesetzes für Baden, um den Flüchtlingen 
eine Rechtsgrundlage für ihre Rechtsansprüche zu geben* Weitere Anträ- 
ge auf sozialpolitischem Gebiet befaiten sich mit einer besseren Ver- 
sorgung der Kriegsbeschädigten und Abschaffung der Karenzzeit für Lohn- 
empfänger im KrankenlkaBsenwo&en. 

Zur Frage dor Länderneuordnung im südwostedeutschen Raum war der Landes- 
rat- einmütig der Auffassung, daß noch vor der Inkraftsetzung des Bon- 
ner Grundgesetzes eine Volksabstimmung stattfinden müsse, um den Deut- 
schen die Gelegenheit zu geben, die Frage: in eigener Verantwortung zu 
entscheiden. Abschließend wählte der Landesrat den bisherigen geschäfts- 
führenden Vorsitzenden Hollmann zum Landesvorsitzenden der JU Baden, 
zum stellvertretenden Vorsitzenden Ernst Aicher, Konstanz. 

x 

Die JU Düsseldorf wendet   sich  in  einer Entschließung gegen  die  Flut 
der Schmutz-und Schundliteratur,   Sie  fordert  die  zuständigen Behörden 
auf,   mit  den schärfsten  zu Gebote   stehenden Mitteln,   notfalls  unter 
Anwendung des  §184  des Strafgesetzbuohes,   Abhilfe   zu schaffen. 

Forantwortlieh?  Bruno Dbrpinghaus,   Frankfurt a.M,,   Bettinastr.64, 
Lizenz  der  Informationskontrolle   der Militärregierung US/W   2o65. 
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